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An die Intendantin des rbb
Patricia Schlesinger
gremiengeschaeftsstelle@rbb-online.de
Berlin, 7.4.2021

Sehr geehrte Frau Intendantin, sehr geehrte Frau Patricia Schlesinger,
kürzlich erfuhren wir, die Überparteiliche Fraueninitiative Berlin-Stadt der Frauen e.V.,

dass das frauenpolitische Radio-Magazin die „Zeitpunkte“ ab April beim rbb nicht mehr weitergeführt wird. Damit fällt eine für die Bevölkerung, aber insbesondere für die Frauenszene Berlin - Brandenburgs sehr wichtige Partnerin mit ihren Reportagen,

Diskussionen und Informationen zu feministischen Themen weg. Von der

Wertschätzung dieser Sendung zeugte z.B. der 1988 vergebene Frauenpreis durch den Senat von Berlin sowie die 2004 erfolgte Auszeichnung mit der Louise- Schroeder- Medaille durch den Präsidenten des Berliner Abgeordnetenhauses. 
Umso bedauerlicher ist die jetzige Entscheidung.

(Näheres zu unserer Arbeit siehe: www.berlin-stadtderfrauen.de).

Andererseits ist uns bekannt, vor welchen immensen Herausforderungen die öffentlich - rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten stehen; wie versucht wird, mehr junge Menschen anzusprechen, da diese vorrangig das Netz nutzen, um sich zu informieren.

Gegenwärtig sind offenbar die Verhandlungen zur Novellierung des Staatsvertrages

zum rbb bereits in vollem Gange. Daraus ergeben sich für uns einige prinzipielle Fragen.

So ist im gegenwärtig gültigen Staatsvertrag Berlin Brandenburg § 3 Abs. 4 als

Zielvorgabe formuliert: „Der rbb trägt der Gleichberechtigung von Männern und
Frauen Rechnung“. Damit wird dem verfassungsrechtlichen Ziel der Gleichstellung der Geschlechter entsprochen. Und da Frauen an der Spitze von Medienunternehmen noch Seltenheitswert besitzen, begrüßen wir es nachdrücklich, eine Frau als Intendantin beim rbb zu haben.

Doch trotz der oben formulierten Zielstellung kann uns der nachstehende Text im

Staatsvertrag §14 Abs. 3 nicht zufriedenstellen. Dort heißt es: „Die in Absatz 1

genannten Stellen entsenden die Mitglieder in eigener Verantwortung. Frauen sind
angemessen zu berücksichtigen. Wird eine andere Person als Nachfolger eines

Mitglieds entsandt, muss diese Person eine Frau sein, wenn zuvor ein Mann entsandt war, oder ein Mann sein, wenn zuvor eine Frau entsandt war.“

Wozu dies führt, sehen wir in der jetzigen Besetzung. Gegenwärtig sind 19 Männer und 10 Frauen im Rundfunkrat vertreten. Und das in einer Zeit sehr wichtiger

Entscheidungen, wo es um die Umstrukturierung von Sendegremien, um die Änderung in der Programmgestaltung, um Stellenbesetzungen und Gehälter geht. Wir sehen mit Besorgnis, dass bei den freien Mitarbeiter*innen mehrheitlich Frauen beschäftigt wurden und viele davon wegen der Umstrukturierungen stark verunsichert sind. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf den auch im Medienbereich oft vorherrschenden Gender- Pay-Gap.

Und wenn laut der Geschäftsordnung auch im Verwaltungsrat „Frauen angemessen

beteiligt werden sollen, mindestens aber entsprechend ihrem Anteil an der

Mitgliedschaft im Rundfunkrat“, so wird die Ungleichheit der Geschlechter im

ungünstigen Fall weiter in den Ausschüssen fortgesetzt.

Wir empfinden die bisherigen Festlegungen zur Wahl und Vertretung von Frauen im

noch gültigen Staatsvertrag, in der Satzung zum Rundfunk- und Verwaltungsrat sowie in der Geschäftsordnung nicht mehr mit dem Verfassungsauftrag zur Gleichstellung der Geschlechter vereinbar.
Wie Ihnen sicher bekannt ist, kämpft der Deutsche Kulturrat seit

längerem darum, dass Gremien, die durch öffentliche Mittel finanziert werden,

paritätisch zu besetzen sind.

Wir wissen, dass die Durchsetzung keine leichte Aufgabe ist, aber es führt aus unserer Sicht kein Weg daran vorbei.

Deshalb werden wir uns nach der Berliner Neuwahl des Parlamentes auch an die

Präsidentin des Landtages von Brandenburg und an den/die Präsidenten/in des Berliner Abgeordnetenhauses wenden, damit - durch einen entsprechend Vorlauf bei der Neubesetzung der Mitglieder für den Rundfunkrat - die Durchsetzung der Parität in den kommenden Jahren in allen Wahlperioden durchgesetzt wird.

Falls es den bisherigen Entsendeorganen nicht gelingt, entsprechend der Parität Frauen in den Rundfunkrat zu entsenden, verweisen wir darauf, dass es auch Journalistinnen-, Migrantinnen- und Juristinnenverbände gibt, die dann sicher einmal die Männer anderer Entsendeorganisationen mitvertreten könnten.

Abschließend haben wir großes Interesse daran zu erfahren, wie sich frauenpolitisch

und feministisch Interessierte zukünftig bei „ihrem“ Sender weiterhin informieren bzw.

einbringen können. Wie wird der Bildungsauftrag des öffentlich - rechtlichen Senders rbb nach einer auch geschlechtergerechten Programmgestaltung weiterhin erfüllt?

Es ist uns wichtig, dass bei den geplanten Umgestaltungen kein gravierendes

Informationsdefizit für Frauen entsteht. Als Überparteilicher Frauenverein sind wir in

letzter Zeit sehr oft mit Versuchen konfrontiert, auf frauenpolitischem Gebiet Erreichtes zurückzudrehen, wie z.B. bei der Geschlechterforschung. Gleichzeitig ist es uns wichtig, dass erfolgreiche Migrantinnen in allen gesellschaftlichen Bereichen stärker als Vorbilder für andere bekannt gemacht werden.

Das heißt, wir brauchen Sie als Intendantin dringend, um die Querschnittsaufgabe zur Durchsetzung von Geschlechtergerechtigkeit weiter zu befördern. Hierbei zählen wir auf Sie und die verantwortlichen leitenden Mitglieder Ihres Hauses.

Mit freundlichen Grüßen
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Carola v. Braun
Sprecherin

gleichzeitig im Namen der Vorstandskolleginnen

Elke Herer                         und                               Birgit Hartigs
Ehrenmitglied                                                         Mitglied des erweiterten Vorstandes

P.S.: nahezu gleichlautende Schreiben erhielten der Regierende Bürgermeister von

Berlin Michael Müller, der Ministerpräsident von Brandenburg Dietmar Woidke, die

Vorsitzende des Rundfunkrates Friederike v. Kirchbach, sowie ausgewählte Mitglieder des Abgeordnetenhauses Berlin und des Landtages Brandenburg
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